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Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts 
Frankfurt am Main (Deutschland) eingereicht am 20. Juni 
2011 — Chemische Fabrik Kreussler & Co. GmbH gegen 

John O. Butler GmbH 

(Rechtssache C-308/11) 

(2011/C 282/02) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberlandesgericht Frankfurt am Main 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Chemische Fabrik Kreussler & Co. GmbH 
Beklagte: John O. Butler GmbH 

Vorlagefragen: 

1. Kann zur Definition des Begriffs „pharmakologische Wir­
kung“ in Art. 1 Nr. 2 lit. b) der Richtlinie 2001/83/EG ( 1 ) 
in der Fassung der Richtlinie 2004/27/EG ( 2 ) auf die unter 
der Federführung der Europäischen Kommission entwickel­
ten Leitlinie zur Abgrenzung von Arzneimitteln und Medi­
zinprodukten „Medical Devices: Guidance document“ zurück­
gegriffen werden, wonach erforderlich ist eine Wechselwir­
kung zwischen den Molekülen der infrage stehenden Sub­
stanz und einem zellulären Bestandteil, gewöhnlich als Re­
zeptor bezeichnet, die entweder in einer direkten Reaktion 
resultiert oder die Reaktion eines anderen Agens blockiert? 

2. Falls die erste Frage mit ja beantwortet wird: Setzt der Begriff 
der pharmakologischen Wirkung voraus, dass es zu einer 
Wechselwirkung zwischen den Molekülen der infrage stehen­
den Substanz mit zellulären Bestandteilen des Anwenders 
kommt, oder genügt eine Wechselwirkung der in Frage ste­
henden Substanz und einem zellulären Bestandteil, der nicht 
Bestandteil des menschlichen Körpers ist? 

3. Für den Fall, dass die erste Frage mit nein beantwortet wird 
oder keine der beiden in der zweiten Frage vorgeschlagenen 
Definitionen in Betracht kommt: Auf welche andere Defini­
tion ist statt dessen zurückzugreifen? 

( 1 ) Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. November 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes 
für Humanarzneimittel, ABl. L 311, S. 67. 

( 2 ) Richtlinie 2004/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. März 2004 zur Änderung der Richtlinie 2001/83/EG zur 
Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel, 
ABl. L 136, S. 34. 

Vorabentscheidungsersuchen des First-Tier Tribunal (Tax 
Chamber) (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 20. 
Juni 2011 — Grattan plc/The Commissioners for Her 

Majesty’s Revenue and Customs 

(Rechtssache C-310/11) 

(2011/C 282/03) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

First-Tier Tribunal (Tax Chamber) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Grattan plc 

Beklagter: The Commissioners for Her Majesty’s Revenue and 
Customs 

Vorlagefrage 

Hat ein Steuerpflichtiger für den Zeitraum vor dem 1. Januar 
1978 eine unmittelbar wirksames Recht nach Art. 8 Buchst. a 
der Zweiten Richtlinie des Rates vom 11. April 1967 zur Har­
monisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Struktur und Anwendungsmodalitäten des 
gemeinsamen Mehrwertsteuersystems (67/228/EWG) ( 1 ) (im Fol­
genden: Zweite Richtlinie) und/oder nach den Grundsätzen der 
steuerlichen Neutralität und der Gleichbehandlung, die Besteue­
rungsgrundlage für Lieferungen von Gegenständen als rückwir­
kend vermindert zu behandeln, wenn der Abnehmer der Liefe­
rung von Gegenständen nach dem Zeitpunkt dieser Lieferung 
eine Gutschrift des Lieferers erhalten hat, die der Abnehmer 
dann nach seiner Wahl entweder als Geldzahlung oder als Gut­
schrift auf dem Lieferer geschuldete Beträge für bereits erfolgte 
Lieferungen von Gegenständen an den Abnehmer abgerufen 
hat? 

( 1 ) Zweite Richtlinie 67/228/EWG des Rates vom 11. April 1967 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Struktur und Anwendungsmodalitäten des ge­
meinsamen Mehrwertsteuersystems (ABl. 71, S. 1303).
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